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Vorwort

Die Gemeinde Aldenhoven ist Trägerin der Gemein-
schafts- und Ganztagshauptschule und der Käthe-Koll-
witz-Realschule Aldenhoven. Die Stadt Linnich ist Trä-
gerin der Gemeinschaftshauptschule und der Städtischen
Realschule Linnich.

Im Zuge der allgemeinen Schulentwicklung und durch
die Befragung der Eltern wurde der Bedarf für eine
Gesamtschule im Nordkreis Düren offensichtlich. Die
Schülerzahlen an den allgemeinbildenden Schulen sind
aufgrund der demografischen Entwicklung rückläufig.
Um die jeweiligen Schulstandorte mit einem bedarfs-
gerechten Schulangebot zu erhalten, auszubauen und zu
sichern, soll zum Schuljahr 2014/2015 eine interkommu-
nale Gesamtschule mit Teilstandorten in Aldenhoven und
Linnich errichtet werden.

Träger dieser interkommunalen Gesamtschule soll der
Schulzweckverband Aldenhoven-Linnich sein.
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B Verordnungen,  
 Verfügungen und Bekanntmachungen 
 der Bezirksregierung
405. Ernennung der Kreiswahlleiter/innen und 
 ihrer Stellvertreter/innen 
 für die Bundestagswahl 2017 
 h i e r :  Stadt Bonn (Wahlkreis 96)

Bezirksregierung Köln                                                       
31.1.1.5

Köln, den 26. Juli 2017

Mit der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Köln (Ausgabe Nr. 46 vom 21. November 
2016) sind die Ernennungen der Kreiswahlleiter/innen 
und ihrer Stellvertreter/innen für die Bundestagswahl 
2017 bekannt gemacht worden.

Für den Wahlkreis 96 (Bonn) habe ich die Ernennung 
zum Kreiswahlleiter (Herr Oberbürgermeister Sridharan) 
sowie die Ernennung zum stellvertretenden Kreiswahl-
leiter (Herr Stadtdirektor Fuchs) widerrufen. Gemäß  
§ 9 Abs. 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I  
S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 8. Juni 2017 (BGBl. I S. 1570), i. V. m. § 1 Abs. 1 
der Verordnung über die Wahlorgane für die Bundestags-
wahlen und die Europawahlen vom 13. Dezember 1988 
(GV. NRW. S. 536, SGV. NRW. 1113), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 27. Juni 2014 (GV. 
NRW S. 376), sind durch Ernennung an die Stelle der bis-
herigen Kreiswahlleitung nachstehend genannter Kreis-
wahlleiter bzw. genannte Stellvertreterin getreten: 
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406. Zweckverbandssatzung des 
 Entsorgungszweckverbandes RegioEntsorgung  
 in der Fassung der 13. Änderungssatzung  
 vom 26. Juni 2017 

Gemäß §§ 5 Abs. 7, 6 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz – LAbfG –) 
vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250/SGV. NRW. 74), 
der §§ 4, 7 und 9 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG NRW) vom 1. Oktober 1979 (GV. 
NRW. S. 621/SGV. NRW 202), in der jeweils gültigen Fas-
sung, vereinbaren die unterzeichnenden kreisangehörigen 
Kommunen der StädteRegion Aachen sowie des Kreises 
Düren zur Bildung eines Zweckverbandes für Abfall-
sammlung und -transport im Bereich Aachen und Düren 
folgende Zweckverbandssatzung:

§ 1 
Verbandsmitglieder

Die Kommunen Alsdorf, Baesweiler, Eschweiler, 
 Herzogenrath, Inden, Langerwehe, Linnich, Monschau, 
Nideggen, Niederzier, Roetgen, Simmerath, Stolberg, 
Vettweiß und Würselen bilden einen Zweckverband im 
Sinne des Gesetzes über die kommunale Gemeinschafts-
arbeit vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621 / SGV. 
NRW. 202) in der derzeit gültigen Fassung.

§ 2 
Name und Sitz des Zweckverbandes, Dienstsiegel

1. Der Zweckverband führt den Namen „Entsorgungs-
zweckverband RegioEntsorgung“ (ZRE).

2. Sitz des Zweckverbandes ist Eschweiler.

 

1 2 3 4 5 

Nummer 
des/der 
Wahl-
kreise(s) 

Bezeichnung 
des/der  
Wahlkreise(s) 

Name, Vorname sowie 
Amtsbezeichnung 
der/des  
 
a)  Kreiswahlleiterin/ 
     Kreiswahlleiters 
b)  Stellvertreterin/ 
     Stellvertreters 

Dienststelle  
und Anschrift  
(auch Zustellanschrift) 

1.  Telefon- einschl. Vorwahl- 
     nummer(n) (auch Nebenstelle(n)) 
2.  Telefax-Nummer(n) 
3.  E-Mail-Anschrift(en) 
     der/des  
a)  Kreiswahlleiterin/Kreiswahlleiters 
b)  Stellvertreterin/Stellvertreters 
c)  Dienststelle (mit Namen der  
     Ansprechpartner/innen) 

96 Bonn 

 

a)  

Fuchs, Wolfgang 

Stadtdirektor 

 

b) 

Heidler, Margarete 

Stadtkämmerin 

a)  

Stadtverwaltung Bonn 

Altes Rathaus 

Markt 2 

53103 Bonn 

 

b)  

Stadtverwaltung Bonn 

Stadthaus 

Berliner Platz 2 

53111 Bonn 

 

c) 

Stadtverwaltung Bonn 

Bürgerdienste 

Amt 33-0 

Thomas Fricke  

Berliner Platz 2 

53111 Bonn 

1a) 0228/77-2010 

2a) 0228/77-3330 

3a) dezernatsleitung.dezI@bonn.de 

 

1b) 0228/77-2004 

2b) 0228/77-3827 

3b) dezernatsleitung.dezII@bonn.de 

 

1c) 0228/77-5260 (Thomas Fricke) 

2c) 0228/77-2292 

3c) wahlen@bonn.de 

 

 

 

In Vertretung 

gez. Steitz 

In Vertretung 
gez.  S t e i t z 

ABl. Reg. K 2017, S. 273
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3. Der Zweckverband führt ein Dienstsiegel gemäß § 5 
der Verordnung über die Führung eines Landeswap-
pens vom 16. Mai 1956 (GV. NRW. S. 163/SGV. NRW. 
S. 113). Dieses enthält die Inschrift „Entsorgungs-
zweckverband RegioEntsorgung“ im oberen Halb-
kreis und das Landeswappen im unteren Halbkreis.

§ 3 
Zweckverbandsgebiet

Das Zweckverbandsgebiet umfasst die Gebiete der dem 
Zweckverband angehörigen Gebietskörperschaften. 

§ 4 
Stellung und Aufgaben des Zweckverbandes

1. Aufgabe des Zweckverbandes ist es, die den Ver-
bandsmitgliedern als öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgern nach den Vorgaben des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes sowie des Landesabfallgesetzes NRW 
zugewiesenen Aufgaben in eigener Zuständigkeit 
wahrzunehmen. Der Zweckverband übernimmt da-
her die den Verbandsmitgliedern gemäß §§ 20 Abs. 1 
Satz 1, 17 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung 
der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
verträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreis-
laufwirtschaftsgesetz – KrWG, BGBl I 2012, S. 212, in 
der jeweils gültigen Fassung), § 5 Abs. 6 LAbfG NW 
obliegenden Aufgaben mit Ausnahme der in Anlage 1 
aufgeführten Teilaufgaben. Die Gebührenerhebung 
nach den Vorschriften des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom  
1. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610, in 
der jeweils gültigen Fassung) erfolgt weiterhin durch 
die Verbandsmitglieder, wenn sich nicht aus Anlage 2 
etwas anderes ergibt. Die Anlagen 1-2 sind Bestandteil 
dieser Satzung.

2. Der Zweckverband ist öffentlich-rechtlicher Entsor-
gungsträger, soweit ihm Aufgaben von den Mitglie-
dern übertragen wurden. Der Zweckverband nimmt 
insoweit im Entsorgungsgebiet die Aufgaben eines öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers gemäß §§ 20 
Abs. 1 Satz 1, 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG, § 5 LAbfG 
NRW wahr. Soweit die Aufgaben von den Verbands-
mitgliedern auf den Zweckverband übertragen wer-
den, gehen die Aufgaben mit befreiender Wirkung auf 
den Zweckverband über. Der Zweckverband über-
nimmt insoweit die Pflichten der Zweckverbandsmit-
glieder als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger und 
ist hinsichtlich der übertragenen Aufgaben allein ver-
antwortlich.

3. Der Zweckverband kann zur Durchführung seiner 
Aufgaben die erforderlichen Satzungen gemäß § 8  
Abs. 4 GkG NRW erlassen. Dazu gehört auch das 
Recht, eine Gebührensatzung nach §§ 7 GO NRW, 1, 
4, 6 KAG NRW, 9 LAbfG zu erlassen. Der Zweck-
verband ist auch berechtigt, anstelle von Gebüh-
ren ein privatrechtliches Entgelt gem. § 6 Abs. 1 S. 1  
2. HS KAG NRW zu erheben und eine entsprechende 
Entgeltordnung zu erlassen. Absatz 1 S. 5 bleibt unbe-
rührt. Der Zweckverband kann, soweit ihm Aufgaben 
gemäß § 4 Abs. 1 übertragen wurden, bestehende Be-

teiligungen der Zweckverbandsmitglieder an Unter-
nehmen und Verbänden übernehmen, die der gleichen 
oder einer ähnlichen Aufgabe dienen wie der Zweck-
verband. § 22 KrWG bleibt unberührt.

4. Die Vorschriften des 11. Teils der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.  
S. 666/SGV. NRW. 2023, in der jeweils gültigen Fas-
sung) (wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Betäti-
gung) bleiben unberührt.

§ 5 
Aufgabenübertragung auf das Kommunalunternehmen 

RegioEntsorgung AöR

1. Der Zweckverband ist berechtigt, ein Kommunalun-
ternehmen als Anstalt des öffentlichen Rechts gemäß  
§ 114 a GO NRW zu gründen und seine Aufgaben 
nach § 4 insgesamt und mit befreiender Wirkung auf 
diese Anstalt zu übertragen. Das Kommunalunterneh-
men übernimmt insoweit die Pflichten des Zweckver-
bandes als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger 
und wird allein verantwortlicher Aufgabenträger. Die 
Verbandsversammlung beschließt eine Satzung für das 
Kommunalunternehmen „RegioEntsorgung, Anstalt 
des öffentlichen Rechts“, in der die Einzelheiten ge-
regelt werden.

2. Bei der Aufgabenübertragung auf das Kommunal-
unternehmen nach Abs. 1 besteht die Aufgabe des 
Zweckverbandes im Betrieb und in der Gewährträ-
gerschaft des Kommunalunternehmens. Dazu gehört 
auch eine angemessene Finanzausstattung des Kom-
munalunternehmens, um dessen dauernde Aufgaben-
wahrnehmung zu gewährleisten.

§ 6 
Organe des Zweckverbandes

1. Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsver-
sammlung und die Verbandsvorsteherin oder der Ver-
bandsvorsteher.

2. Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des 
Betriebsausschusses und die Verbandsvorsteherin oder 
der Verbandsvorsteher die des Betriebsleiters ent-
sprechend §§ 2, 5 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) vom 
16. November 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. GV. NRW. 
2005, S. 15, in der jeweils gültigen Fassung) i. V. m. § 18 
Abs. 3 GkG NRW wahr.

3. Die Verbandsversammlung kann Ausschüsse und Bei-
räte nach Maßgabe des § 11 bilden.

§ 7 
Zusammensetzung und Zuständigkeit der 

 Verbandsversammlung

1. Die Verbandsversammlung besteht aus einer stimmbe-
rechtigten Vertreterin oder einem stimmberechtigten 
Vertreter je Zweckverbandsmitglied. Vertretungsbe-
rechtigte Person ist die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister des jeweiligen Zweckverbandsmitgliedes. 
Die vertretungsberechtigte Person übt ihr Amt nach 
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Ablauf ihrer Bestellung bis zum Amtseintritt der neu 
bestellten vertretungsberechtigten Person weiter aus. 
Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung er-
lischt, wenn die Voraussetzungen der Wahl oder der 
Entsendung des Mitgliedes wegfallen.

 Für jede Vertreterin oder jeden Vertreter wird eine 
stellvertretungsberechtigte Person für den Fall der 
Verhinderung bestellt. Stellvertretungsberechtigte Per-
son ist jeweils ihre zuständige Vertreterin oder sein  
zuständiger Vertreter im Hauptamt gemäß § 15 Abs. 3 
GkG NRW.

2. Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine 
vertretungsberechtigte Person eines Zweckverbands-
mitglieds zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden. In 
gleicher Weise wählt sie eine Stellvertreterin oder einen 
Stellvertreter. 

 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende werden in al-
ler Regel für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Die 
Dauer von zwei Jahren kann von der Verbandsver-
sammlung verkürzt oder verlängert werden. Das gilt 
auch für die Stellvertreterin oder den Stellvertreter.

3. Die Verbandsversammlung beschließt über alle An-
gelegenheiten des Zweckverbandes, soweit nicht auf-
grund gesetzlicher Bestimmungen oder aufgrund die-
ser Satzung die Zuständigkeit der Verbandsvorsteherin 
oder des Verbandsvorstehers begründet ist. Die Ver-
bandsversammlung beschließt insbesondere über

 1.  die Satzung des Zweckverbandes sowie deren Än-
derung oder Aufhebung und über die Änderung 
der Aufgaben des Zweckverbandes,

 2.  die Wahl und Abberufung der Verbandsvorstehe-
rin oder des Verbandsvorstehers bzw. ihrer Stell-
vertreterin oder seines Stellvertreters,

 3.  die Bildung und Zusammensetzung von Beiräten 
und Ausschüssen,

 4.  die Aufnahme neuer Betätigung entsprechend 
dem 11. Teil der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (wirtschaftliche und nicht-
wirtschaftliche Betätigung), soweit es sich nicht 
um ein Geschäft der laufenden Verwaltung han-
delt,

 5.  den Abschluss öffentlich-rechtlicher Vereinbarun-
gen (§ 1 Abs. 2 GkG NRW),

 6.  die Gründung und Auflösung eines Kommunal-
unternehmens in der Rechtsform der Anstalt des 
öffentlichen Rechts, den Erlass und die Änderung 
der Satzung für das Kommunalunternehmen und 
die Wahl der Verwaltungsratsmitglieder des Kom-
munalunternehmens sowie deren Stellvertreter. 
Die Satzung des Kommunalunternehmens kann 
weitere Weisungsrechte und Zustimmungserfor-
dernisse der Verbandsversammlung vorsehen,

 7.  den Abschluss von Pacht-, Leasing- und Mietver-
trägen, sofern ihre Laufzeit fünf Jahre übersteigt,

 8.  die Aufnahme von Krediten über 300 000,– Z so-
wie die Bestellung von Sicherheiten,

 9.  die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss 
von Gewährsverträgen und die Bestellung anderer 
Sicherheiten für Dritte sowie den Abschluss von 
Rechtsgeschäften, die dem wirtschaftlich gleich-
kommen, soweit der Wert des Rechtsgeschäfts 
150 000,– Z übersteigt,

 10.  die Vornahme von notariell beurkundungsbedürf-
tigen Grundstücksgeschäften, soweit der Wert des 
Rechtsgeschäfts 300 000,– Z überschreitet,

 11.  die Einleitung und Beendigung von Rechtsstrei-
tigkeiten, sofern der Gegenstandswert den Betrag 
von 75 000,– Z übersteigt,

 12.  den Abschluss von Vergleichen und den Erlass 
von Forderungen, sofern der durch den Vertrag  
bzw. Erlass gewährte Nachlass den Betrag von 
15 000,– Z übersteigt,

 13.  die Auftragsvergabe bei Bau- und Lieferaufträgen 
mit einem Auftragsvolumen von über 300 000,– Z 
sowie Dienstleistungsverträge mit einem Jahresvo-
lumen von über 200 000,– Z,

 14.  den Abschluss von Dienst- bzw. Arbeitsverträgen 
in Höhe von mehr als 50 000,– Z/Jahr,

 15.  die Wirtschaftsführung in Form eines Finanz- und 
Wirtschaftsplans,

 16.  Mehrausgaben nach § 16 Abs. 5 EigVO, soweit 
diese im Einzelfall 50 000,– Z überschreiten,

 17.  Die Benennung des Abschlussprüfers,

 18.  Die Feststellung des Jahresabschlusses und die 
Entlastung,

 19.  Die Auflösung des Zweckverbandes sowie die 
Übernahme des Personals gemäß § 12 Abs. 2 der 
Satzung.

4. Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäfts-
ordnung.

§ 8 
Sitzungen und Beschlussfassung der 

 Verbandsversammlung

1. Die Verbandsversammlung ist mindestens zweimal im 
Jahr einzuberufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn ein Zweckverbandsmitglied dies unter Angabe 
der zur Beratung zu stellenden Gegenstände verlangt. 
Die Verbandsversammlung wird durch die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden der Verbandsversammlung im 
Einvernehmen mit der Verbandsvorsteherin oder dem 
Verbandsvorsteher einberufen. Zur ersten Sitzung der 
Verbandsversammlung lädt die Landrätin oder der 
Landrat des Kreises Düren spätestens acht Wochen 
nach In-Kraft-Treten der Zweckverbandssatzung ein.

2. Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzungen der Ver-
bandsversammlung sind mindestens 10, frühestens 
jedoch 21 Tage vor der Sitzung öffentlich bekannt zu 
machen. Bei der Berechnung der Frist ist der Sitzungs-
tag nicht zu berücksichtigen. In dringenden Fällen 
kann die Frist auf fünf Tage verkürzt werden.
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 Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffent-
lich, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

 Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der satzungsgemäßen Mitglieder-
zahl anwesend ist. Im Übrigen gelten die Regelungen 
des § 49 GO NRW entsprechend.

3. Beschlüsse der Verbandsversammlung werden, soweit 
das Gesetz nichts anderes bestimmt, mit Stimmen-
mehrheit gefasst. Beschlüsse zur Änderung der Auf-
gaben des Zweckverbandes (vgl. § 7 Abs. 3 Nr. 1 der 
Satzung) sowie zur Auflösung des Verbandes müssen 
einstimmig gefasst werden. Im Übrigen gelten für das 
Verfahren die Regelungen des § 50 GO NRW entspre-
chend. Soweit es sich um Entscheidungen hinsichtlich 
solcher Aufgaben handelt, die nur einzelne Mitglieder 
dem Zweckverband übertragen haben, sind nur die 
Vertreter dieser Mitglieder stimmberechtigt.

§ 9 
Verdienstausfall und Aufwandsentschädigung

Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten ge-
mäß § 17 Abs. 1 GkG NRW einen angemessenen Ersatz 
ihrer Auslagen und des Verdienstausfalls in entsprechen-
der Anwendung von § 45 GO NRW.

§ 10 
Verbandsvorsteherin oder Verbandsvorsteher

1. Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher 
führt die laufenden Geschäfte sowie nach Maßgabe 
der Gesetze, der Zweckverbandssatzung und der Be-
schlüsse der Verbandsversammlung die Verwaltung 
des Zweckverbandes, unterzeichnet die Bekanntma-
chungsanordnungen der beschlossenen Zweckver-
bandssatzung. Die Verbandsvorsteherin oder der Ver-
bandsvorsteher vertritt den Zweckverband gerichtlich 
und außergerichtlich.

2. Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher 
muss Bürgermeisterin oder Bürgermeister eines Mit-
glieds des Zweckverbands sein.

3. Der Vertreter des Verbandsvorstehers wird aus dem 
Kreise der Beamten der Verbandsmitglieder von der 
Verbandsversammlung gewählt.

4. Der Verbandsvorsteher wird für die Dauer von zwei 
Jahren gewählt.

5. Die Verbandsversammlung ist Dienstvorgesetzter des 
Verbandsvorstehers.

6. Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflich-
tet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind von 
der Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher 
und einem Mitglied der Verbandsversammlung zu un-
terzeichnen. 

§ 11 
Ausschüsse und Beiräte

1. Die Verbandsversammlung kann Ausschüsse bilden. 
Die Anzahl der Ausschüsse sowie deren Aufgaben 
und Zuständigkeiten werden von der Verbandsver-
sammlung festgelegt. Die Ausschüsse beraten und 

unterstützen den Zweckverband bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben. Beratungsergebnisse, die mit einer 
Beschlussempfehlung verbunden sind, müssen über 
den Verbandsvorsteher der Verbandsversammlung zur 
Behandlung vorgelegt werden.

2. Die Verbandsversammlung bildet zumindest einen 
Ausschuss für Strukturfragen. Er berät den Zweck-
verband insbesondere in Fragen der Angleichung der 
verschiedenen Sammlungs- und Transportsysteme im 
Verbandsgebiet.

3. Mitglieder der Ausschüsse können insbesondere Ver-
treter der Fachverwaltungen der Verbandsmitglieder 
sowie Vertreter von Institutionen und Verbänden aus 
dem Bereich der Abfallwirtschaft sein. Die Mitglieder 
der Ausschüsse werden von den Verbandsmitgliedern 
entsandt. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung 
nach § 7 Abs. 4.

4. Die Verbandsversammlung kann Beiräte bilden. Die 
Beiräte beraten und unterstützen den Zweckverband 
bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Die Beiräte sollen 
die Bürgernähe des Zweckverbandes gewährleisten 
und für eine stärkere Berücksichtigung der lokalen Ge-
gebenheiten sorgen. Die Verbandsversammlung bildet 
zumindest einen regionalen Abfallwirtschaftsbeirat. 
Die Beiräte sollen insbesondere für benachbarte Kom-
munen gebildet werden und den abfallwirtschaftlichen 
Sachverstand mit den jeweiligen ortspezifischen Be-
sonderheiten bündeln und koordinieren. Die Beiräte 
haben das Recht, ihre Beratungsergebnisse der Ver-
bandsversammlung vorzulegen. Die vorgelegten Bera-
tungsergebnisse müssen in der Verbandsversammlung 
behandelt und entschieden werden.

5. Mitglieder der Beiräte können neben Vertreterinnen/
Vertretern der Verbandsmitglieder insbesondere Ver-
treterin/Vertreter von Kommunen aus dem Bereich 
der Entsorgungsregion West sein, die nicht oder noch 
nicht Mitglied des Zweckverbandes sind. Darüber 
hinaus können Vertreterin/Vertreter von Institutio-
nen und Verbänden Mitglied in den Beiräten werden, 
die selbst nicht dem Zweckverband angehören. Die 
Mitglieder der Beiräte werden auf Vorschlag der Ver-
bandsmitglieder von der Verbandsversammlung ge-
wählt. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung nach 
§ 7 Abs. 4.

§ 12 
Personal

1. Der Zweckverband hat das Recht, Beamtinnen, Be-
amte und Bedienstete hauptberuflich einzustellen.

2. Die Bediensteten des Zweckverbandes sind im Falle 
seiner Auflösung oder einer Änderung der Zweck-
verbandsaufgaben, soweit die Dienst- bzw. Beschäf-
tigungsverhältnisse nicht aufgelöst werden, von den 
Verbandsmitgliedern anteilig zu übernehmen. Die 
Regelung, von welchen Verbandsmitgliedern die ein-
zelnen Bediensteten zu übernehmen sind, erfolgt spä-
testens gleichzeitig mit dem Beschluss über die Auf-
lösung oder Aufgabenänderung des Zweckverbandes. 
§ 128 des Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung des 
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Beamtenrechts vom 1. Juli 1957 (Beamtenrechtsrah-
mengesetz – BRRG, BGBl. I 1957, S. 667), neugefasst 
durch Bek. Vom 31. März 1999 (BGBl. 1999, S. 654, in 
der jeweils gültigen Fassung) ist zu beachten. Bei der 
Regelung ist das Verhältnis der Zahl der Einwohner 
aller Verbandsmitglieder zu Grunde zu legen, soweit 
nicht die Verbandsmitglieder einvernehmlich etwas 
anderes bestimmen. Maßgeblich ist die vom Landes-
amt für Datenverarbeitung und Statistik NRW, Düs-
seldorf, veröffentlichte Einwohnerzahl zum 30. Juni 
des Vorjahres. Im Falle der Auflösung des Zweckver-
bandes wird die Auflösung nicht vor Abschluss der 
Regelung wirksam. Die Regelung erfolgt in Form ei-
nes Beschlusses der Verbandsversammlung gemäß § 7  
Abs. 3 Nr. 18 der Satzung. Der Beschluss kann nur ein-
stimmig gefasst werden.

§ 13 
Verwaltungsstelle des Entsorgungszweckverbandes 

RegioEntsorgung

1. Zum Zwecke der Wahrnehmung seiner Aufgaben rich-
tet der Entsorgungszweckverband RegioEntsorgung 
eine eigene Verwaltungsstelle ein. Die Verwaltungs-
stelle untersteht unmittelbar der Verbandsvorsteherin 
oder dem Verbandsvorsteher.

2. Falls der Zweckverband ein Kommunalunternehmen 
nach § 5 gründet und seine Aufgaben mit befreiender 
Wirkung auf diese überträgt, übernimmt das Kommu-
nalunternehmen auch die Verwaltung des Zweckver-
bandes gemäß  Abs. 1.

§ 14 
Deckung des Finanzbedarfs des Zweckverbandes

1. Der Zweckverband erhebt von seinen Mitgliedern eine 
Umlage, soweit seine sonstigen Einnahmen, insbeson-
dere Gebühren und Beiträge, zur Deckung des Finanz-
bedarfs nicht ausreichen.

 Die Umlage wird nach dem Verhältnis des Nutzens 
bemessen, den die einzelnen Verbandsmitglieder aus 
der Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes ha-
ben. Die Umlage besteht aus den Verwaltungskosten 
sowie aus den Kosten, die aus der Erfüllung der dem 
Zweckverband übertragenen Aufgaben resultieren. 
Die Berechnung der Umlage erfolgt unter Beachtung 
der Anforderungen des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom  
21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610) 
in der jeweils gültigen Fassung. Zur Berechnung dieser 
beiden Bestandteile der Umlage gelten im Übrigen die 
in den Absätzen 2 und 3 festgelegten Grundsätze.

2. Zur Berechnung der Umlage für die Verwaltungskos-
ten des Zweckverbandes wird die Einwohnerzahl des 
einzelnen Verbandsmitgliedes zur Zahl der Gesamt-
einwohner im Zweckverbandsgebiet in Verhältnis 
gesetzt. Maßgeblich ist die vom Landesamt für Da-
tenverarbeitung und Statistik NRW, Düsseldorf, zum  
30. Juni des Vorvorjahres ermittelte Einwohnerzahl.

 Im Übrigen bemisst sich die Umlage nach den tatsäch-
lichen Kosten, die für die Aufgabenerfüllung nach § 4 

auf dem jeweiligen Gemeindegebiet des Verbandsmit-
glieds anfallen. Der Umfang der Aufgaben, die von 
dem jeweiligen Verbandsmitglied übertragen wurden, 
ist Grundlage der Berechnung. Bei der Berechnung 
sind die Gebühren- oder Entgelteinnahmen, die der 
Zweckverband oder das Kommunalunternehmen auf-
grund der Übertragung der Gebührenhoheit gemäß 
§ 4 S. 3 2. HS i. V. m. Anlage 2 erzielt, in Abzug zu 
bringen. Die Grundlage der Kalkulation für die Kos-
tenermittlung im Gebiet des jeweiligen Verbandsmit-
glieds ist zugleich Berechnungsbasis für die Umlage. 
Die Kalkulationsgrundlagen sollen jeweils im Herbst 
des Vorjahres ermittelt werden.

3. Die Grundsätze zur Berechnung der Umlage nach 
Abs. 2 gelten entsprechend, wenn der Zweckverband 
seine Aufgaben nach § 5 auf das Kommunalunterneh-
men RegioEntsorgung AöR überträgt und eine Finan-
zierung des Kommunalunternehmens im Wege der 
Zuweisung erfolgt.

4. Soweit die Notwendigkeit einer Umlage aus einer 
Aufgabenerfüllung des Zweckverbandes resultiert, die 
dieser lediglich für einzelne Verbandsmitglieder erfüllt, 
können nur diese hierfür zu einer Umlage herangezo-
gen werden. Absatz 2 gilt in diesem Fall entsprechend, 
sofern keine abweichenden Regelungen oder Verein-
barungen bestehen.

§ 15 
Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

1. Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen 
des Zweckverbandes erfolgen auf der Grundlage der 
sinngemäßen Anwendung der Vorschriften über die 
Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der 
 Eigenbetriebe gemäß der EigVO NRW (§ 18 Abs. 3 
GkG NRW).

2. Der Zweckverband wird mit einem Stammkapital 
ausgestattet, das abhängig von der Zahl der Verbands-
mitglieder ist. Es beträgt jedoch mindestens 25 000,– Z  
(§ 9 Abs. 2 EigVO NRW). Das Stammkapital ist von 
den Verbandsmitgliedern jeweils anteilig zu gleichen 
Teilen aufzubringen.

3. Die Wirtschaftsführung des Verbandes kann auf die 
Vorschriften des Gesetzes über ein Neues Kommuna-
les Finanzmanagement für Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen – Kommunales Finanzmanagementgesetz 
NRW – (NKFG NRW) vom 16. November 2004  
(GV. NRW. Nr. 41 vom 24. November 2004) umge-
stellt werden.

§ 16 
Rechnungsprüfung

Der Zweckverband bedient sich zur Durchführung sei-
ner Prüfungsaufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung 
eines Mitgliedes oder eines unabhängigen Wirtschaftsprü-
fers. Der Auftrag wird auf der Grundlage eines Beschlus-
ses der Verbandsversammlung erteilt.  
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§ 17 
Haftungsausschluss für die Verpflichtungen  

vor Zweckverbandsgründung

1. Die Verbandsmitglieder stellen sich gegenseitig für 
Ansprüche, die in ihrer jeweiligen ausschließlichen 
Verantwortung vor der Zweckverbandsgründung dem 
Grunde nach entstanden sind, frei. Diese Haftungs-
freistellung gilt auch zugunsten des Zweckverbandes 
RegioEntsorgung.

2. Auf die Haftungsfreistellung für die Verbandsmitglie-
der untereinander kann sich ein Zweckverbandsmit-
glied dann nicht berufen, wenn es für die vor Zweck-
verbandsgründung dem Grunde nach entstandenen 
Ansprüche bzw. Verbindlichkeiten mitursächlich 
war bzw. ist; dies gilt wiederum auch zugunsten des 
Zweckverbandes RegioEntsorgung.

§ 18 
Aufnahme neuer Mitglieder, Ausscheiden  

von Mitgliedern

1. Dem Zweckverband können weitere Mitglieder bei-
treten. Dazu bedarf es einer Änderung der Zweckver-
bandssatzung.

2. Der Austritt aus dem Zweckverband ist unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende 
des Kalenderjahres möglich. Die Kündigung hat per 
Einschreiben zum Schluss des Geschäftsjahres zu er-
folgen. Eine Kündigung ist erstmals nach Ablauf von 
5 Mitgliedsjahren möglich. Auch bei Austritt eines 
Zweckverbandes bedarf es einer Änderung der Zweck-
verbandssatzung.

 Ein ausgeschiedenes Mitglied haftet auch nach seinem 
Austritt für Verbindlichkeiten des Zweckverbandes, 
die während seiner Mitgliedschaft entstanden sind, 
wenn und soweit sie auf seine besondere Veranlassung 
eingegangen wurden. Der Zweckverband muss den 
Anspruch gegenüber dem ausgeschiedenen Mitglied 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens festsetzen. Das aus-
geschiedene Mitglied ist zudem zur Leistung der für 
die Zeit bis zu seinem Austritt festgesetzten Umlagen 
nach § 14 verpflichtet.

§ 19 
Auflösung des Zweckverbandes

1. Die Auflösung des Zweckverbandes kann nur einstim-
mig beschlossen werden.

2. Bei der Auflösung des Verbandes haben die Verbands-
mitglieder eine Vereinbarung über die Verwendung 
des Vermögens und über die Schulden des Verbandes 
zu treffen. Zugleich hat die Verbandsversammlung Be-
stimmungen über die Übernahme etwaiger Verbind-
lichkeiten durch die Verbandsmitglieder zu treffen.

3. Vor der Auflösung hat die Verbandsversammlung eine 
Regelung zur Übernahme des Personals gemäß § 12 
Abs. 2 zu treffen. 

§ 20 
Aufsichtsbehörde, öffentliche Bekanntmachungen

1. Zuständige Aufsichtsbehörde gemäß § 6 Abs. 4 LAbfG 
NRW ist die Bezirksregierung in Köln als obere Ab-
fallwirtschaftsbehörde.

2. Die Zweckverbandssatzung und ihre Änderungen 
werden von der Aufsichtsbehörde im Amtsblatt für 
den Regierungsbezirk Köln bekannt gemacht.

3. Alle anderen Satzungen, ortsrechtliche Bestimmungen 
und sonstige Bekanntmachungen werden im Bekannt-
machungsblatt für den Entsorgungszweckverband 
 RegioEntsorgung bekannt gemacht.

§ 21 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt frühestens am Tage nach der öffent-
lichen Bekanntmachung der Zweckverbandssatzung und 
der Genehmigung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Köln in Kraft. 

Eschweiler, den 26. Juni 2017 

Anlage 1 zur Satzung des Zweckverbandes  
RegioEntsorgung 
(§ 4 Abs. 1 S. 2)

Folgende Teilaufgaben gemäß § 5 Abs. 6 LAbfG NRW 
werden von den einzelnen Zweckverbandsmitgliedern 
nicht auf den Zweckverband übertragen, sondern selbst 
wahrgenommen:

Stadt Alsdorf:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

Stadt Baesweiler:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)
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Stadt Eschweiler:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet anfallenden und überlassenen Abfälle mit Aus-
nahme der Abfälle aus Papier, Pappe, Karton (PPK).

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze.

Stadt Herzogenrath:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

Gemeinde Inden:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze

Gemeinde Langerwehe:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze

Stadt Linnich:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze

Stadt Monschau: 

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

Stadt Nideggen:

– Die Erfassung, die Einsammlung und der Transport 
von Grünschnitt

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle  einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze.

Gemeinde Niederzier:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
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den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

Gemeinde Roetgen:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze

Gemeinde Simmerath:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks  von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze

Stadt Stolberg:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze.

Gemeinde Vettweiß:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-

gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

Stadt Würselen:

– Das Einsammeln und Befördern der im Gemeindege-
biet fortgeworfenen und verbotswidrig abgelagerten 
Abfälle einschließlich der Auto-, Motorrad- und an-
derer Zweiradwracks von den der Allgemeinheit zu-
gänglichen Grundstücken, wenn Maßnahmen gegen 
den Verursacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist (§ 5 Abs. 6 Satz 2 
LAbfG NRW)

– Die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen 
Gegebenheiten erforderlich ist (§ 5 Abs. 2 LAbfG 
NRW)

– Das Reinigen der Sammelplätze

– Die Verwertung von Wertstoffen.

Im Übrigen sind von der Übertragung solche Aufgaben 
nicht umfasst, die von den Zweckverbandsmitgliedern an-
derweitig auf Dritte übertragen worden sind.

Anlage 2 zur Satzung des Zweckverbandes  
RegioEntsorgung:

Aufzählung der Kommunen, die das Recht zur Gebüh-
renerhebung als Ausnahme zur Regelung des § 4 Abs. 1  
S. 3 1. Hs. teilweise oder insgesamt auf den Zweckverband 
übertragen.

Die Stadt Alsdorf überträgt dem Zweckverband das 
Recht, Benutzungsgebühren gemäß § 6 KAG NRW für 
folgende Entsorgungsleistungen selbst zu erheben:

– die zusätzliche Einsammlung und den Transport  
von sperrigen Abfällen (Sperrmüllabfuhr) gem. §§ 2 
Abs. 2 e), 11 Abs. 4 der Abfallsatzung des Kommu-
nalunternehmens RegioEntsorgung AöR, soweit diese 
Leistungen nicht bereits in der Jahresgrund- bzw. Min-
destgebühr der Abfallgebührensatzung der Kommune 
enthalten ist;

– Expresssperrgutabfuhr im Rahmen des § 11 Abs. 5 der 
Abfallsatzung des Kommunalunternehmens Regio-
Entsorgung AöR;

– Austausch von Abfallbehältern gemäß § 9 Abs. 7 der 
Abfallsatzung des Kommunalunternehmens Regio-
Entsorgung AöR;

jeweils in der geltenden Fassung.

Die Gemeinde Inden überträgt dem Zweckverband das 
Recht, Benutzungsgebühren gemäß § 6 KAG NRW für 
folgende Entsorgungsleistungen selbst zu erheben:
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– die zusätzliche Einsammlung und den Transport 
von sperrigen Abfällen (Sperrmüllabfuhr) gem. §§ 2  
Abs. 2e) 11 Abs. 4 der Abfallsatzung des Kommunal-
unternehmens RegioEntsorgung AöR, soweit diese 
Leistungen nicht bereits in der Jahresgrund- bzw. Min-
destgebühr der Abfallgebührensatzung der Kommune 
enthalten ist;

– Expresssperrgutabfuhr im Rahmen des § 11 Abs. 5 der 
Abfallsatzung des Kommunalunternehmens Regio-
Entsorgung AöR;

– Austausch von Abfallbehältern gemäß § 9 Abs. 7 der 
Abfallsatzung des Kommunalunternehmens Regio-
Entsorgung AöR;

jeweils in der geltenden Fassung.

Die Stadt Linnich überträgt dem Zweckverband das 
Recht, Benutzungsgebühren gemäß § 6 KAG NRW für 
folgende Entsorgungsleistungen selbst zu übernehmen:

– Expresssperrgutabfuhr im Rahmen des § 11 Abs. 5 der 
Abfallsatzung des Kommunalunternehmens Regio-
Entsorgung AöR;

jeweils in der geltenden Fassung.

Die Gemeinde Simmerath überträgt dem Zweckver-
band das Recht, Benutzungsgebühren gemäß § 6 KAG 
NRW für folgende Entsorgungsleistungen selbst zu erhe-
ben:

– Expresssperrgutabfuhr im Rahmen der Abfallsatzung 
des Kommunalunternehmens RegioEntsorgung AöR;

– für die Nutzung von privaten Müllannahmestellen, die 
im Namen und im Auftrag des Kommunalunterneh-
mens RegioEntsorgung AöR betrieben werden. 

Die Gemeinde Niederzier überträgt abweichend von  
§ 4 Abs. 1 S. 3 1. Hs. dem Zweckverband das Recht, Be-
nutzungsgebühren gemäß § 6 KAG NRW für folgende 
Entsorgungsleistungen selbst zu erheben:

– die zusätzliche Einsammlung und den Transport 
von sperrigen Abfällen (Sperrmüllabfuhr) gem. §§ 2  
Abs. 2e), 11 Abs. 4 der Abfallsatzung des Kommunal-
unternehmens RegioEntsorgung AöR, soweit diese 
Leistungen nicht bereits in der Jahresgrund- bzw. Min-
destgebühr der Abfallgebührensatzung der Kommune 
enthalten sind;

– Expresssperrgutabfuhr im Rahmen gem. § 11 Abs. 5 
der Abfallsatzung des Kommunalunternehmens  
RegioEntsorgung AöR.

jeweils in der derzeit geltenden Fassung.

Bekanntmachung

Die vorstehende, von der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes RegioEntsorgung in ihrer Sitzung am 
26. Juni 2017 beschlossene, Zweckverbandssatzung in  
der Fassung der 13. Änderung wird hiermit gemäß  
§ 20 Abs. 4 i. V. m. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der zurzeit 

geltenden Fassung (SGV NRW 202) öffentlich bekannt 
gemacht.

Die Zweckverbandssatzung tritt gemäß § 20 Abs. 4  
i. V. m. § 11 Abs. 2 GkG NRW am Tag nach der Bekannt-
machung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln in 
Kraft. 

Köln, den 28. Juli 2017

Bezirksregierung Köln 
Az. 31.1-1.6.2-RegioEntsorgung

Im Auftrag 
gez.  S p e c h t 

ABl. Reg. K 2017, S. 274

C Rechtsvorschriften und 
 Bekanntmachungen anderer Behörden 
 und Dienststellen
407. Haushaltssatzung 
 des Zweckverbandes Erholungsgebiet 
 Stöckheimer Hof Haushaltsjahr 2017

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2015 (GV. NRW.  
S. 496) in Verbindung mit § 18 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1979 (GV NW S. 621), geändert 
durch Gesetz vom 3. Februar 2015, und des § 8 der Sat-
zung des Zweckverbandes Erholungsgebiet Stöckheimer 
Hof hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Erholungsgebiet Stöckheimer Hof am 8. November 2016 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der 
die für die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und 
zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflich-
tungsermächtigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit einem

Gesamtbetrag der Erträge auf 90 000 Z 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 90 000 Z

und

im Finanzplan mit einem

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  52 500 Z

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 331 140 Z

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitions- und Finanzierungstätigkeit 0 Z

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitions- und Finanzierungstätigkeit 0 Z

festgesetzt.
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§ 2

Kredite werden nicht veranschlagt.

§ 3

Es werden keine Verpflichtungsermächtigungen veran-
schlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditäts-
sicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
auf 5 000 Z festgesetzt.

§ 5

Die Verbandsumlage, die von den Mitgliedern aufzu-
bringen ist, wird festgesetzt auf

für die Stadt Köln  30 000 Z 
für die Stadt Pulheim 10 000 Z

insgesamt  40 000 Z

Sie wird fällig am 1. Juni 2017.

§ 6

Im Ergebnisplan werden die Erträge und Aufwendun-
gen zu einem Budget verbunden. Innerhalb dieses Bud-
gets kann zahlungswirksamer Mehraufwand nur durch 
zahlungswirksamen Mehrertrag oder zahlungswirksamen 
Minderaufwand ausgeglichen werden. Mindererträge 
verpflichten zu entsprechenden Minderaufwendungen, 
Mehrerträge berechtigen zu entsprechenden Mehrauf-
wendungen.

§ 7

Gemäß § 83 der Gemeindeordnung NW wird der Ver-
bandsvorsteher ermächtigt, über die Leistung von über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlun-
gen bis zu einem Betrag von 5 000 Z zu entscheiden. Die 
Befugnis über die Leistung von über- und außerplanmä-
ßigen Aufwendungen und Auszahlungen bis zu einem 
Betrag von 2 500 Z wird dem Geschäftsführer des Zweck-
verbandes übertragen.

Über die Entscheidung des Verbandsvorstehers oder 
des Geschäftsführers ist die Verbandsversammlung in ih-
rer jeweils nächsten Sitzung zu unterrichten.

§ 8

Die Wertgrenze für Einzeldarstellungen von Investiti-
onsmaßnahmen im Gesamtplan laut § 4 Abs. 4 GemHVO 
NW wird auf 10 000 Z festgelegt.

Pulheim, den 8. November 2016

gez. gez. 
Horst  E n g e l Holger  V e i t 
Vorsitzender der Mitglied der 
Verbandsversammlung Verbandsversammlung

Genehmigung

Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) erforderliche Genehmigung 
zu den Festsetzungen in § 5 der Haushaltssatzung ist von 

der Bezirksregierung Köln mit Verfügung vom 17. Juli 
2017 erteilt worden.

Bekanntmachung

Vorstehende Satzung sowie die dazu erteilte Genehmi-
gung der Bezirksregierung Köln vom 17. Juli 2017 werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
hingewiesen.

§ 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung lautet:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Köln, den 17. Juli 2017

gez. Horst  E n g e l 
Der Vorsitzende der Verbandsversammlung 

ABl. Reg. K 2017, S. 282

408. 11. Änderungssatzung zur Verbandssatzung 
 des Zweckverbandes 
 Kommunale Datenverarbeitungszentrale 
 Rhein-Erft-Rur

Aufgrund der §§ 7, 9 und 20 ff des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit – GkG NRW – i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW.  
S. 621) zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 204) hat die Verbandsversammlung in ihrer 
Sitzung am 7. Juli 2017 folgende 11. Änderungssatzung 
der Verbandssatzung vom 7. Juni 1978 (Sonderbeilage  
Nr. 26 zum Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln 
vom 26. Juni 1978), zuletzt geändert durch die 10. Än-
derungssatzung vom 21. August 2009 (veröffentlich im 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln Nr. 38/2009 
vom 21. September 2009), beschlossen:

Artikel 1

§ 1 erhält folgende Fassung:

Der Kreis Euskirchen, der Rhein-Erft-Kreis und der 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden
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bilden für die gemeinsame Wahrnehmung von Aufgaben 
– insbesondere für die IT-Unterstützung ihrer Verwal-
tungsprozesse zum Erhalt der öffentlichen Infrastruktur 
– einen Zweckverband nach dem Gesetz über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit vom 26. April 1961 (SVG. NW  
S. 202) in der jeweils geltenden Fassung.

Weitere Mitglieder des Zweckverbandes können nur 
Städte/Gemeinden und Gemeindeverbände sowie im Ein-
zelfall von ihnen einhundertprozentig beherrschte Unter-
nehmen werden.

§ 3 wird wie folgt geändert:

(2) Der Zweckverband ist Dienstleister für seine Ver-
bandsmitglieder in allen Belangen technikunter-
stützter Informationsverarbeitung, insbesondere  
zum Erhalt der öffentlichen Infrastruktur.

(3) ...

 4.  Beratung und Unterstützung bei der Bereitstel-
lung oder Vermittlung von elektronischen Syste-
men zur Identifizierung und zum Identitätsnach-
weis sowie Verfahren zum Identitätsmanagement 
als verantwortliche Stelle,

 5.  Unterstützung bei der Problembehebung und 
künftigen Problemvermeidung durch die Nut-
zung von IT-Komponenten vor Ort,

 6.  Bereitstsellung von Rechner- und Netzkapazitä-
ten zur Gewährleistung einer hohen Verfügbar-
keit, die termingerechte Durchführung von Pro-
duktionen und die Sicherstellung des Schutzes 
gespeicherter Daten vor Missbrauch und Zerstö-
rung,

 7.  Schulung von Bediensteten der Verbandsmitglie-
der in der Handhabung eingesetzter Software-
Produkte,

 8.  Prüfung der Programme im Bereich der Haus-
wirtschaft vor ihrer Anwendung gem. § 103  
Abs. 1 Nr. 6 GO NRW.

...

(5) Der Zweckverband kann Dienstleistungen und Pro-
dukte für sonstige Benutzer anbieten, wenn die Vor-
aussetzungen der §§ 107 ff. GO NRW vorliegen. Der 
Umfang dieser Leistungen darf jedoch nicht mehr 
als 20 % der durchschnittlichen Gesamtumsätze der 
letzten drei Jahre ausmachen.

§ 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

(1) Die Verbandsmitglieder sind berechtigt, in geringem 
Umfang auch solche Leistungen des Zweckverbandes 

in Anspruch zu nehmen, die über die Erfüllung der 
Aufgaben in § 3 Abs. 3 hinausgehen.

§ 5 Abs. 1 und 4 werden wie folgt geändert:

§ 5 
Organe, Ausschüsse, Geschäftsführung

(1) Organe des Zweckverbandes sind

 1. die Verbandsversammlung,

 2. der Verwaltungsrat,

 3.  die Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher

...

(4) Der Zweckverband hat eine Geschäftsführerin/einen 
Geschäftsführer.

§ 6 wird wie folgt geändert:

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus je einer Ver-
treterin/einem Vertreter der Verbandsmitglieder. Die 
vertretungsberechtigten Personen werden durch die 
Vertretungskörperschaft für deren Wahlperiode aus 
ihrer Mitte oder aus den Dienstkräften des Verbands-
mitgliedes gewählt. Jedes Verbandsmitglied hat eine 
Stimme. Für jedes Mitglied der Verbandsversamm-
lung ist eine vertretungsberechtigte Person für den 
Fall der Verhinderung zu bestellen.

(2) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte 
die Vorsitzende/den Vorsitzenden und bis zu zwei 
Personen zur Stellvertretung für die Dauer der lau-
fenden Wahlperiode der kommunalen Vertretungen. 
Die/Der Vorsitzende beruft die Versammlung ein, 
setzt im Benehmen mit der Verbandsvorsteherin/dem 
Verbandsvorsteher die Tagesordnung fest und leitet 
die Sitzungen. Die Einladung hat unter Angabe der 
Tagesordnung und Übersendung ausreichend vorbe-
reiteter Unterlagen zu erfolgen. Zwischen dem Tag 
der Versendung der Einladung und dem Sitzungstag 
müssen mindestens sieben Kalendertage liegen. In be-
sonderen Fällen kann die Ladungsfrist auf drei Tage 
verkürzt werden.

(4) Die Sitzungen der Verbandsversammlung finden nach 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr statt. Eine 
Sitzung muss einberufen werden, wenn dies von we-
nigstens einem Drittel der Verbandsmitglieder oder 
der Verbandsvorsteherin/dem Verbandsvorsteher 
schriftlich unter Angabe der zu beratenden Tagesord-
nungspunkte beantragt wird.

...

Aldenhoven Frechen Kerpen Nörvenich 
Bad Münstereifel Heimbach Kreuzau Pulheim 
Bedburg Hellenthal Langerwehe Titz 
Bergheim Hürtgenwald Linnich Vettweiß 
Brühl Hürth Merzenich Weilerswist 
Dahlem Inden Nettersheim Wesseling 
Elsdorf Jülich Nideggen Zülpich 
Erftstadt Kall Niederzier 
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(6) Die Verbandsversammlung beschließt mit Stimmen-
mehrheit der anwesenden vertretungsberechtigten 
Personen, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

§ 7 wird wie folgt geändert:

(1) ...

 5.  die Wahl der Verbandsvorsteherin/des Verbands-
vorstehers und ihrer/seiner Stellvertreter,

 ...

 7.  die Wahrnehmung der Prüfungsaufgaben und die 
Bestellung von Prüfungen/Prüfern gemäß § 12 
Abs. 3,

 ...

§ 8 wird wie folgt geändert:

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus der Verbandsvorste-
herin / dem Verbandsvorsteher, deren / dessen beiden 
Stellvertreterinnen bzw. Stellvertretern sowie je fünf 
Hauptverwaltungsbeamtinnen/Hauptverwaltungs-
beamten oder, mit Zustimmung der/des Dienstvor-
gesetzten, den allgemeinen Vertreterinnen/Vertretern 
oder leitenden Bediensteten aus den Gebieten der 
Kreise Düren, Rhein-Erft-Kreis und Euskirchen. Für 
diese Mitglieder sind nach gleichen Kriterien Vertre-
terinnen/Vertreter zu wählen.

 ...

(2) Vorsitzende/Vorsitzender des Verwaltungsrates ist 
die Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher, 
Stellvertreterin/Stellvertreter sind die stellvertreten-
den Verbandsvorsteherinnen/Verbandsvorsteher. Die 
Verbandsvorsteherin/Der Verbandsvorsteher beruft 
den Verwaltungsrat ein, setzt die Tagesordnung fest 
und leitet die Sitzungen. Für die Einberufung gilt § 6 
Abs. 2 S. 3 ff. entsprechend.

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates finden nach Be-
darf, grundsätzlich jährlich viermal statt. Der Ver-
waltungsrat muss einberufen werden, wenn dies von 
wenigstens einem Drittel seiner Mitglieder oder der 
Verbandsvorsteherin/dem Verbandsvorsteher schrift-
lich unter Angabe der zu beratenden Angelegenheiten 
beantragt wird.

...

(5) In Fällen von besonderer Dringlichkeit kann die Ver-
bandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher gemeinsam 
mit einem weiteren Verwaltungsratsmitglied Ent-
scheidungen treffen. Sie sind dem Verwaltungsrat in 
der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. 
Der Verwaltungsrat kann die Entscheidung aufheben, 
soweit nicht durch deren Ausführung Rechte Dritter 
entstanden sind.

§ 9 wird wie folgt geändert:

(1) ...

 2.  die Bestellung und Abberufung der Geschäftsfüh-
rerin/des Geschäftsführers und ihrer (s)/seiner(s) 
Vertreterin/Vertreters,

 ...

 4.  die Entscheidung in Personalangelegenheiten, so-
weit nicht die Verbandsvorsteherin/der Verbands-
vorsteher gemäß § 13 Abs. 2 zuständig ist.

§ 10 erhält folgende Fassung:

§ 10 
Verbandsvorsteherin/Verbandsvorsteher

(1) Die Verbandsversammlung wählt aus dem Kreis der 
Hauptverwaltungsbeamtinnen/Hauptverwaltungs-
beamten oder mit Zustimmung der/des Dienstvor-
gesetzten aus dem Kreis der allgemeinen Vertrete-
rinnen/Vertreter oder der leitenden Bediensteten 
der Verbandsmitglieder die Verbandsvorsteherin/
den Verbandsvorsteher und zwei Stellvertreterinnen/
Stellvertreter für die Dauer der laufenden Wahlzeit 
der kommunalen Vertretung. Sie verbleiben nach 
Ablauf der Wahlzeit bis zur Neuwahl durch die 
neue Verbandsversammlung, jedoch längstens für die 
Dauer ihres Hauptamtes, im Amt. Die Verbandsvor-
steherin/Der Verbandsvorsteher und ihre/seine Stell-
vertreterinnen/Stellvertreter sollen der Verbandsver-
sammlung nicht angehören.

(2) Die Verbandsvorsteherin/Der Verbandsvorsteher 
und ihre/seine Stellvertreterinnen/Stellvertreter sind 
verpflichtet an den Sitzungen der Verbandsversamm-
lung mit beratender Stimme teilzunehmen.

(3) Die Verbandsvorsteherin/Der Verbandsvorsteher 
führt die laufenden Geschäfte, sowie, nach Maßgabe 
der Gesetze, der Verbandssatzung und der Beschlüsse 
der anderen Verbandsorgane, die übrige Verwaltung 
des Zweckverbandes, unterzeichnet die Bekannt-
machungen der von der Verbandsversammlung be-
schlossene Satzungen und vertritt den Zweckverband 
gerichtlich und außergerichtlich. Sie/Er ist Dienst-
vorgesetzte/Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte 
des Zweckverbandes. Die Verbandsversammlung ist 
Dienstvorgesetzte der Verbandsvorsteherin/des Ver-
bandsvorstehers.

(4) Erklärungen, durch welche der Zweckverband ver-
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
Sie werden von der Verbandsvorsteherin/dem Ver-
bandsvorsteher oder ihrer(m) Stellvertreter(in)/
seine Stellvertreter(in) und der Geschäftsführerin/
dem Geschäftsführer oder ihrer/m Stellvertreter(in)/
seiner(m) Stellvertreter(in) unterzeichnet; das gilt 
nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung.

§ 11 erhält folgende Fassung:

§ 11 
Geschäftsführerin/Geschäftsführer

(1) Die Verbandsvorsteherin/Der Verbandsvorste-
her überträgt die Durchführung der Geschäfte der 
laufenden Verwaltung auf die Geschäftsführerin/
den Geschäftsführer der kdvz. Die Durchführung 
weiterer Geschäfte kann die Verbandsvorsteherin/
der Verbandsvorsteher der Geschäftsführerin/dem 
Geschäftsführer übertragen. Das Nähere regelt die 
Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher in einer 
Dienstanweisung.
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(2) Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer leitet den 
inneren Dienst (Organisationsverantwortung) und ist 
Vorgesetzte/Vorgesetzter der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der kdvz.

(3) Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer ist ver-
pflichtet an den Sitzungen der Verbandsversamm-
lung, des Verwaltungsrates sowie des Rechnungsprü-
fungsausschusses beratend teilzunehmen.

§ 12 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte 
 einen Rechnungsprüfungsausschuss im Sinne des  
§ 57 Abs. 2 GO NRW. Der Ausschuss besteht aus 
sieben Mitgliedern. Er wählt aus seiner Mitte eine 
Vorsitzende/einen Vorsitzenden und deren/dessen 
Vertreterin/Vertreter.

§ 13 erhält folgende Fassung:

(1) Zur Erledigung seiner Aufgaben stellt der Zweckver-
band Beamtinnen, Beamte und tariflich Beschäftigte 
ein. Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter ist die Ver-
bandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher.

(2) Die Beamtinnen, Beamten und tariflich Beschäf-
tigten werden im Rahmen des Stellenplans von der 
Verbandsvorsteherin/vom Verbandsvorsteher auf 
Vorschlag der Geschäftsführerin/des Geschäftsfüh-
rers ernannt, befördert, eingestellt oder höhergrup-
piert und entlassen. Sie/Er entscheidet ferner über alle 
sonstigen besoldungsrechtlichen und tarifrechtlichen 
Angelegenheiten. Zur Ernennung/Einstellung, Be-
förderung/Höhergruppierung und Entlassung von 
Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 2, 
zweites Einstiegsamt, und vergleichbaren tariflich 
 Beschäftigten ist die vorherige Zustimmung des Ver-
waltungsrates notwendig.

§ 14 wird wie folgt geändert:

Die Mitglieder der Verbandsversammlung des Verwal-
tungsrates, der Ausschüsse, der Arbeitskreise und die Ver-
bandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher sind ehrenamt-
lich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen 
und des entgangenen Arbeitsverdienstes in entsprechen-
der Anwendung von § 45 GO NRW.

§ 17 wird wie folgt geändert:

...

(2) Die Zahlung der Umlage...

 Die Ist-Abrechnung erfolgt bis zum 30. Juni des Fol-
gejahres. Nach Freigabe durch den Wirtschaftsprüfer 
bildet sich die Grundlage für die endgültige Abrech-
nung. Erstattungen durch den Zweckverband bzw. 
Nachzahlungen der Verbandsmitglieder werden so-
fort fällig.

(3) Auf Wunsch von Verbandsmitgliedern erbringt der 
Zweckverband in geringem Umfang weitere Pro-
dukte oder Leistungen. Art und Umfang sowie Nä-
heres zur Finanzierung sind zu vereinbaren, wobei 
die Kostendeckung des nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen ermittelten Aufwandes sichergestellt 
sein muss.

(4) Für die Inanspruchnahme von Produkten bzw. Leis-
tungen des Zweckverbandes durch Eigenbetriebe 
oder sonstige Nutzer setzt die Verbandsvorsteherin/
der Verbandsvorsteher mindestens kostendeckende 
Entgelte fest.

(5) Zur Stabilisierung der jährlichen Umlage bei außer-
ordentlichen Ertrags- und Aufwandsentwicklungen 
können Rücklagen gebildet werden. Über die Bil-
dung von Rücklagen entscheidet die Verbandsver-
sammlung.

§ 17a entfällt

§ 19 wird wie folgt geändert:

Soweit diese Satzung nichts anderes vorsieht, gelten 
neben den Bestimmungen des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) die Vorschriften der 
Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen ent-
sprechend.

§ 21 wird wie folgt geändert:

...

(2) Das Ausscheiden von Verbandsmitgliedern bedarf 
der schriftlichen Kündigungserklärung sowie einer 
schriftlichen Bestätigung durch das betreffende Ver-
bandsmitglied, dass es aktiv an einer einvernehm-
lichen Einzelfallregelung mitwirken wird. Beabsich-
tigt ein Mitglied möglicherweise aus dem Verband 
auszuscheiden, so hat es nach einer entsprechenden 
schriftlichen Mitteilung an den Verband, aber noch 
vor einer verbindlichen schriftlichen Kündigungser-
klärung,  einen Anspruch auf eine fiktive Berechnung, 
wie hoch seine nach den Absätzen 4 und 5 noch zu 
leistende finanzielle Beteiligung an den Kosten des 
Verbandes konkret wäre. Die fiktive Berechnung 
hat dabei dergestalt zu erfolgen, dass das Ausschei-
den zum 31. Dezember des jeweils zuletzt abgelaufe-
nen Jahres unterstellt wird. Die Berechnung ist dem 
Mitglied binnen drei Monaten nach der schriftlichen 
Mitteilung über eine eventuelle Kündigung, von der 
Geschäftsführung vorzulegen.

(3) Das Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes wird mit 
einer Frist von 18 Monaten zum Ende des Kalender-
jahres wirksam.

(4) Mit dem Ausscheiden findet eine vermögensrechtli-
che Auseinandersetzung zwischen dem ausscheiden-
den Verbandsmitglied und dem Zweckverband statt. 
Sie besteht in der Zahlung eines Ausgleichsbetrages, 
dessen Höhe zum einen nach dem Saldo von Vermö-
gen und Verbindlichkeiten einschließlich Rückstel-
lungen und zum anderen nach dem Durchschnitt des 
Anteils am Gesamtbetrag der Verbandsumlage der 
letzten abgeschlossenen fünf Jahre vor Ausspruch der 
Kündigung ermittelt wird. Der Ausgleichsbetrag ist 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Wirksam-
werden der Kündigung zu zahlen.

(5) Mit dem Ausscheiden ist außerdem eine Zahlung des 
ausscheidenden Verbandsmitglieds an den Zweck-
verband verbunden, die im wirtschaftlichen Er-
gebnis der anteiligen Übernahme von Bediensteten 
entspricht. Der zu übernehmende jährliche Anteil 
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wird ermittelt als Produkt der Jahrespersonalkos-
ten zum Zeitpunkt des letzten abgelaufenen Jahres 
vor Ausspruch der Kündigung zuzüglich nicht be-
einflussbarer Personalkostensteigerungen bis zum 
Wirksamwerden der Kündigung (z. B. Erfahrungs-
stufensteigerungen,  Tarifsteigerungen) multipliziert 
mit dem durchschnittlichen prozentualen Anteil an 
der Verbandsumlage der letzten fünf abgeschlossenen 
Jahre vor Ausspruch der Kündigung und ist wie folgt 
zu zahlen:

 –  für die ersten sieben Jahre nach Wirksamwerden 
der Kündigung den vollen Jahresanteil

 –  für das 8. Jahr 80 % des Jahresanteils

 – für das 9. Jahr 50 % des Jahresanteils

 – für das 10. Jahr 20 % des Jahresanteils.

Vom ausscheidenden Verbandsmitglied zu übernehmen 
sind die auf die Zeit seiner Mitgliedschaft im Verband an-
teilig entfallenden Versorgungslasten für Beamten/Beamte 
des Zweckverbandes. Die Berechnung erfolgt durch einen 
von der Rheinischen Versorgungskasse zu benennenden 
Gutachter. Durch die anteilig gezahlte Verbandsumlage 
abgedeckte Versorgungslasten sind anzurechnen.

Der Zahlbetrag kann als Einmalzahlung oder in bis 
zu zehn Jahresraten gezahlt werden. Die Einmalzahlung 
oder die erste Jahresrate ist innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Wirksamwerden der Kündigung zu zahlen.

Im gegenseitigen Einvernehmen sind Abweichungen 
von den v. g. Regelungen möglich. Das Einvernehmen be-
darf der Schriftform.

Durch ausdrückliche Gestattung der Verbandsver-
sammlung kann die Zahlungsverpflichtung im Einver-
nehmen mit dem ausscheidenden Verbandsmitglied durch 
eine tatsächliche Übernahme von Bediensteten ganz oder 
teilweise ersetzt werden.

...

§ 25 wird wie folgt geändert:

(1) ...

 Im Übrigen finden die Vorschriften der §§ 16 ff. 
  BeamtStG entsprechend Anwendung.

§ 26 wird wie folgt geändert:

...

(3) Kommt diese Vereinbarung nicht binnen einer Frist 
von sechs Monaten nach Rechtskraft des Auflösungs-
beschlusses des Zweckverbandes zustande, entschei-
det über die Verteilung des verbleibenden Vermögens 
die Bezirksregierung Köln. Das gilt auch für den Fall 
der gesetzlichen Auflösung.

(3) Nach Auflösung des Zweckverbandes übernehmen 
die Verbandsmitglieder die Bediensteten des Zweck-
verbandes entsprechend §§ 16 ff. BeamtStG. Kommt 
keine Einigung zustande, entscheidet die Bezirksre-
gierung Köln.

...

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln in 
Kraft.

Frechen, den 7. Juli 2017

gez.  S t i c k e l e r 
ABl. Reg. K 2017, S. 283

409. Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern 
 h i e r :  Kreissparkasse Heinsberg

Die Sparkassenbücher mit den Kontonummern 
3400678938, 3421704838 und 3400785030, ausgestellt von 
der Kreissparkasse Heinsberg, werden für kraftlos erklärt.

Erkelenz, den 24. Juli 2017

Kreissparkasse Heinsberg 
Der Vorstand 

ABl. Reg. K 2017, S. 287

410. Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 h i e r :  Stadtsparkasse Wermelskirchen

Gemäß Zweiter Teil, Abschnitt 6 der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften – AVV – zum Sparkassengesetz 
wird das Sparkassenbuch der Stadtsparkasse Wermelskir-
chen mit der Kontonummer 381563642 hiermit für kraft-
los erklärt.

Wermelskirchen, den 24. Juli 2017

Stadtsparkasse Wermelskirchen 
Der Vorstand 

ABl. Reg. K 2017, S. 287

E Sonstige Mitteilungen
411. Liquidation 
 h i e r :  Verein der Freunde und Förderer der 
 Gemeinschaftshauptschule Würselen

Der Verein (VR 3268, AG Aachen) ist aufgelöst und be-
findet sich in Liquidation.

Zu Liquidatoren wurden bestellt:

1. Frau Marina Gülpen, Eschweilerstraße 22, 52146 Wür-
selen

2. Herr Heinrich Wilhelm Baecker, Pleyer Straße 41, 
52146 Würselen.

Die Gläubiger des Vereins – auch solche, die dem Ver-
ein bereits bekannt sind – werden aufgefordert, ihre An-
sprüche gegen den Verein bei einem der hiermit bekannt 
gemachten Liquidatoren anzumelden.

Die Liquidatoren
ABl. Reg. K 2017, S. 287
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Einzelpreis dieser Nummer 0,32 E

Einrückungsgebühren für die zweigespaltene Zeile oder deren Raum 1,00 m. 
Bezugspreis mit Öffentlichem Anzeiger halbjährlich 9,– m.

Bestellungen von Einzelexemplaren werden mit 3,50 m berechnet.

Abbestellungen müssen bis zum 30. 04. bzw. 31. 10. eines jeden Jahres bei der Firma Böhm Mediendienst GmbH vorliegen. 
Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von 4 Wochen 

nach Erscheinen anerkannt. 

Bezug und Einzellieferungen durch Böhm Mediendienst GmbH, Hansaring 10, 50670 Köln, Telefon (02 21) 9 22 92 63-0, 
eMail: info@boehm.de, www.boehm.de/amtsblatt. 

Die Anschriften der Bezieher werden EDV-mäßig erfasst.

Redaktionsschluss: Montag, 12 Uhr. 
Herausgeber und Verleger: Bezirksregierung Köln, Postfach 10 15 48, 50606 Köln. 

Produktion: Böhm Mediendienst GmbH, Hansaring 10, 50670 Köln, Telefon (02 21) 9 22 92 63-0.

412. Liquidation 
 h i e r :  Roter Ring e. V. in Liquidation 
 Gemeinnütziger Verein zur Unterstützung von 
 Wirtschaftsopfern und zur Verhütung von 
 Wirtschaftskriminalität

Der Roter Ring e. V. Gemeinnütziger Verein zur Unter-
stützung von Wirtschaftsopfern und zur Verhütung von 
Wirtschaftskriminalität (AG Düren VR 1865) ist durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung vom 12. Novem-
ber 2016 aufgelöst. Die Gläubiger werden gebeten, ihre 
Ansprüche bei dem Liquidator Dr. Heinz-Jürgen Petri, 
von-Holte-Straße 85, 48167 Münster anzumelden.

Der Liquidator 
ABl. Reg. K 2017, S. 288

413. Liquidation 
 h i e r :  Förderverein AMARO KHER e. V.

Der Verein „Förderverein AMARO KHER e. V.“, ein-
getragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Köln unter 
VR 14995, ist aufgelöst und befindet sich somit in Liqui-
dation.

Eventuelle Gläubiger werden hiermit aufgefordert, ihre 
Ansprüche anzumelden.

Die Liquidatoren 
ABl. Reg. K 2017, S. 288
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